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Einführung

Krisen bestimmen in beachtlichem Maße die Gegenwart – sie prägen die Gesell-
schaft, die Politik und in der Folge auch das Recht. Seit dem Jahr 2008 geriet insbe-
sondere die Finanz- und Staatsschuldenkrise in das öffentliche Bewusstsein, die
nach wie vor nicht als überwunden gilt. Auch im Jahr 2017 ist etwa Griechenland
nach wie vor auf Finanzhilfen angewiesen. Verbreitet werden ebenfalls Terroran-
schläge als Krisenfälle angesehen – abhängig von der jeweiligen Definition einer
Krise.1 Seit dem 11. September 2001 beschäftigt der Terrorismus wieder verstärkt
Gesetzgebung und Rechtswissenschaft. Zu Beginn des Jahres 2015 ließen die An-
schläge in Frankreich und Kopenhagen auch in Deutschland erneut die Diskussio-
nen um Gesetzesänderungen aufleben, etwa zur (Wieder-)Einführung der umstrit-
tenen Vorratsdatenspeicherung2 sowie zur Erschwerung der Ausreise potenzieller
Terroristen3. Die Anschläge von Paris am 13. November 2015, von Brüssel am
22. März 2016 sowie von Nizza am 14. Juli 2016 verdeutlichten die Aktualität der
Bedrohungslage – und dies sind nur einige Beispiele. Mit den Angriffen von Sym-
pathisanten des sogenannten Islamischen Staates in einem Zug bei Würzburg sowie
bei einem Musikfestival in Ansbach im Juli 2016 wurde diese auch in Deutschland
sichtbar und fand hier am 19. Dezember 2016 mit dem Lastwagen-Anschlag auf
den Berliner Weihnachtsmarkt an der Gedächtniskirche vorerst ihren traurigen
Höhepunkt. Am 22. Mai 2017 veranschaulichte zuletzt das Selbstmordattentat auf
ein Popkonzert in Manchester die unverändert bestehende Terrorgefahr. Seit dem
Jahr 2014 wuchs zudem die europäische Flüchtlingskrise, die im Jahr 2017 weiter
fortdauert und die Gesellschaft sowie die (nationale und europäische) Politik be-
schäftigt. Dabei sind Krisen keine neue Erscheinung, und sie werden aller Voraus-
sicht nach auch in Zukunft nicht an Bedeutung verlieren. Den Regelfall stellen sie
dennoch nicht dar. Dieses Verständnis liegt bereits dem Begriff der Krise selbst zu-
grunde.4

In der Bundesrepublik Deutschland standen mit Blick auf den Krisenbegriff his-
torisch zunächst vor allem die Notwendigkeit von Notstandsbefugnissen und ihre

1 Zur (angreifbaren) Einordnung als Krise s. u. § 1 III. 3.
2 S. Gesetz zur Einführung einer Speicherpflicht und einer Höchstspeicherfrist für Verkehrsdaten

vom 10. Dezember 2015, BGBl. I S. 2218–2228. BVerfGE 125, 260 ff., hatte die Vorgängerregelungen
für nichtig erklärt.

3 S. Gesetz zur Änderung des Personalausweisgesetzes zur Einführung eines Ersatz-Personalaus-
weises und zur Änderung des Passgesetzes vom 20. Juni 2015, BGBl. I S. 970–972.

4 S. u. § 1 I. 2.



2 Einführung

Ausgestaltung zur Reaktion auf Krisen im Mittelpunkt des rechtswissenschaftli-
chen Interesses. Die Diskussion drehte sich damit um Sonderbefugnisse staatlicher
Organe im Rahmen der Verfassung und darüber hinaus. Im Kontext aktueller Kri-
sen spielen derartige Überlegungen unmittelbar keine entscheidende Rolle mehr.
Vielmehr besteht im Rechtsstaat des Grundgesetzes heute weitestgehend Einigkeit
darüber, dass sich ein Handeln neben der Verfassung verbietet sowie Ausnahme-
vorschriften restriktiv auszulegen und zu handhaben sind. Die Bedeutung der Not-
standsbefugnisse des Grundgesetzes ist mittlerweile vor allem theoretischer Natur.
Zur Bewältigung der verschiedenen Krisen werden in Deutschland in der Gegen-
wart die für den Normalfall vorgesehenen Formen und Verfahren genutzt. Den
Ausgangspunkt bildet die Gesetzgebung; dabei wird auf das reguläre Gesetzge-
bungsverfahren gemäß Art. 76 ff. GG zurückgegriffen.

Dies veranschaulicht das Beispiel von Terroranschlägen, die in Deutschland bis-
lang nicht als Verteidigungsfall im Sinne des Art. 115a Abs. 1 S. 1 GG qualifiziert
wurden5. Anstatt auf staatliche Notstandsbefugnisse zurückzugreifen, erließ die Le-
gislative zur Terrorismusbekämpfung Gesetze im regulären Verfahren gemäß
Art. 76 ff. GG. Beispielhaft genannt seien hier die Einführung des Straftatbestandes
der Bildung terroristischer Vereinigungen in § 129a StGB6 und das sogenannte
Kontaktsperregesetz7 im Kontext der terroristischen Aktivitäten der Rote Armee
Fraktion (RAF) im „Deutschen Herbst“ der 1970er Jahre sowie das nach den Ter-
roranschlägen vom 11. September 2001 erlassene Terrorismusbekämpfungsgesetz,8

außerdem das Gesetz zur Verfolgung der Vorbereitung von schweren staatsgefähr-
denden Gewalttaten9 und das Gesetz zur Änderung des Personalausweisgesetzes
zur Einführung eines Ersatz-Personalausweises und zur Änderung des Passgesetzes
aus dem Jahre 201510.

Andere Staaten beurteilen wesensgleiche Bedrohungslagen dagegen abweichend
und gehen andere Wege: Der US-amerikanische Präsident George W. Bush erklärte
nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001 auf der Grundlage des Natio-

5 Zur Frage, ob Terroranschläge den Verteidigungsfall i. S. d. Art. 115a Abs. 1 S. 1 GG begründen,
s. März, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HbStR, XII, 3. Aufl., 2014, § 281 Rn. 49; s. a. Enders, DÖV 2007,
1039 (1043).

6 Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches, der Strafprozeßordnung, des Gerichtsverfassungs-
gesetzes, der Bundesrechtsanwaltsordnung und des Strafvollzugsgesetzes vom 18. August 1976,
BGBl. I S. 2181–2185.

7 Gesetz zur Änderung des Einführungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz vom 30. Septem-
ber 1977, BGBl. I S. 1877–1879 (§§ 31–38 EGGVG).

8 Gesetz zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus (Terrorismusbekämpfungsgesetz) vom
9. Januar 2002, BGBl. I S. 361–395.

9 Gesetz zur Verfolgung der Vorbereitung von schweren staatsgefährdenden Gewalttaten vom
30. Juli 2009, BGBl. I S. 2437–2442; geändert durch Gesetz zur Änderung der Verfolgung der Vorbe-
reitung von schweren staatsgefährdenden Gewalttaten (GVVG-ÄndG) vom 12. Juni 2015, BGBl. I
S. 926–928.

10 Gesetz zur Änderung des Personalausweisgesetzes zur Einführung eines Ersatz-Personalaus-
weises und zur Änderung des Passgesetzes vom 20. Juni 2015, BGBl. I S. 970–972.
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nal Emergencies Act11 am 14. September 2001 den Staatsnotstand.12 Auch der Be-
griff des “War on Terrorism” wurde insbesondere durch den Präsidenten geprägt.13

Ähnlich stellte sich die Lage in Frankreich nach den Terroranschlägen von Paris am
13. November 2015 dar. Staatspräsident François Hollande erklärte ebenfalls, dass es
sich bei den Terroranschlägen von Paris um kriegerische Akte handelte und sich
Frankreich im Krieg befände.14 Am 14. November 2015 beschloss die französische
Regierung die Verhängung des Notstandes,15 der vom Parlament am 20. November
2015 zunächst um drei Monate verlängert und verschärft wurde16. Anschließend
kam es zu weiteren Verlängerungen um drei Monate bis zum 26. Mai 2016,17 um
zwei Monate bis zum 26. Juli 2016,18 nach dem Anschlag von Nizza am Nationalfei-
ertag des 14. Juli 2016 um sechs Monate bis zum 26. Januar 2017,19 um weitere sechs
Monate bis zum 15. Juli 201720 sowie zuletzt unter dem neuen Staatspräsidenten
Emmanuel Macron um dreieinhalb Monate bis zum 1. November 201721. Für die

11 National Emergencies Act, Pub. L. 94–412, 90 Stat. 1255, 50 U.S.C. 1601 (Sept. 14, 1976).
12 Proclamation 7463, Federal Register vol. 66 (Sept. 18, 2001), pp. 48197–48199. Grundsätzlich

endet ein Notstand nach dem National Emergencies Act nach zwei Jahren. Der nach 9/11 erklärte
Notstand wurde jedoch auch durch Präsident Obama immer wieder verlängert. Sec. 202 des Gesetzes
ermöglicht eine solche Umgehung der automatischen Beendigung. S. dazu kritisch Cooper, By Order
of the President, 2014, S. 192.

13 George W. Bush gebrauchte ihn in diesem Kontext erstmals in seiner Rede vor dem Kongress am
20. September 2001; deutsche Übersetzung: http://usa.usembassy.de/etexts/docs/ga1–092001d.htm.
Kritisch zu dieser Bezeichnung Ackerman, Yale L.J. 113 (2003–2004), 1871 (1872), mit weiteren Bei-
spielen und Nachweisen, auch zur Erklärung des Staatsnotstandes; Garrison, Supreme Court Juris-
prudence in Times of National Crisis, Terrorism, and War, 2011, S. ix ff.

14 S. Discours du président de la République devant le Parlement réuni en Congrès, Versailles, le
16 novembre 2015, online abrufbar unter www.elysee.fr: «La France est en guerre. Les actes commis
vendredi soir à Paris et près du Stade de France, sont des actes de guerre. Ils ont fait au moins 129
morts et de nombreux blessés. Ils constituent une agression contre notre pays, contre ses valeurs, con-
tre sa jeunesse, contre son mode de vie. (…)».

15 S. Décret n° 2015–1475 du 14 novembre 2015 portant application de la loi n° 55–385 du 3 avril
1955, JORF n° 264 du 14 novembre 2015, page 21297, texte n° 44; Communiqué du Conseil des mi-
nistres qui instaure l’état d’urgence, 14 novembre 2015 à 02:04; Loi n° 55–385 du 3 avril 1955 relative
à l’état d’urgence.

16 S. Loi n° 2015–1501 du 20 novembre 2015 prorogeant l’application de la loi n° 55–385 du 3 avril
1955 relative à l’état d’urgence et renforçant l’efficacité de ses dispositions, JORF n° 270 du 21 no-
vembre 2015, page 21665, texte n° 1.

17 S. Loi n° 2016–162 du 19 février 2016 prorogeant l’application de la loi n° 55–385 du 3 avril
1955 relative à l’état d’urgence, JORF n° 43 du 20 février 2016, texte n° 5.

18 S. Loi n° 2016–629 du 20 mai 2016 prorogeant l’application de la loi n° 55–385 du 3 avril 1955
relative à l’état d’urgence, JORF n° 117 du 21 mai 2016, texte n° 1.

19 S. Loi n° 2016–987 du 21 juillet 2016 prorogeant l’application de la loi n° 55–385 du 3 avril 1955
relative à l’état d’urgence et portant mesures de renforcement de la lutte antiterroriste, JORF n° 169 du
22 juillet 2016, texte n° 2.

20 S. Loi n° 2016–1767 du 19 décembre 2016 prorogeant l’application de la loi n° 55–385 du 3 avril
1955 relative à l’état d’urgence, JORF n° 295 du 20 décembre 2016, texte n° 1.

21 S. Loi n° 2017–1154 du 11 juillet 2017 prorogeant l’application de la loi n° 55–385 du 3 avril
1955 relative à l’état d’urgence, JORF n°0162 du 12 juillet 2017, texte n° 1.
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Zeit nach dem Auslaufen des Notstandes wurde ein umstrittenes neues Antiterro-
rismusgesetz auf den Weg gebracht.22

Vorliegend soll es nicht darum gehen, verschiedene mögliche Ansätze im Um-
gang mit Krisen im Einzelnen gegenüberzustellen und zu bewerten. Vielmehr setzt
diese Arbeit auf der nachgeordneten Ebene an und nimmt die Entscheidung der
politischen Akteure und Verfassungsorgane im deutschen Rechtsstaat für eine Kri-
senbewältigung über das reguläre Gesetzgebungsverfahren gemäß Art. 76 ff. GG
zum Ausgangspunkt der Untersuchung. Die Berücksichtigung anderer Lösungsan-
sätze kann jedoch helfen, den Blick für deutsche Spezifika zu schärfen. Diese zeigen
sich besonders deutlich in Abgrenzung zum US-amerikanischen Präsidialsystem,
in dem das Gegenüber von Legislative und Exekutive aufgrund der voneinander
unabhängigen demokratischen Legitimationsstränge des Kongress und des Präsi-
denten stärker ausgeprägt ist. Vor diesem Hintergrund wird im Laufe der Arbeit
vergleichend dort auf das US-amerikanische Verfassungssystem und seinen Um-
gang mit Krisen Bezug genommen, wo dies gewinnbringend für die genauere Ver-
ortung und Bewertung der deutschen Krisengesetzgebung ist.

Die Krisengesetzgebung hält in Deutschland in aller Regel die wenigen konkre-
ten grundgesetzlichen Vorgaben speziell zur Gesetzgebung ein. Nach ihrer (äuße-
ren) Gestalt nimmt sie daher für sich in Anspruch, auf Krisen mit den regulären
Mitteln und Verfahren des Rechtsstaates zu reagieren und nicht auf Sonderbefug-
nisse zurückzugreifen oder vom Normalzustand abzuweichen. Dennoch verlaufen
die Gesetzgebungsverfahren in Krisen besonders, und die erlassenen Gesetze wei-
sen – unabhängig von ihrem sachspezifischen Inhalt – spezielle strukturelle Gestal-
tungen auf, die insbesondere auf eine verstärkte nachgelagerte Kontrolle gerichtet
sind. Daher stellt sich die vielschichtige Frage, ob die auf Krisen reagierende Ge-
setzgebung auch ihrem (inneren) Wesen nach mit dem Grundgesetz in Einklang
steht und wo verfassungsrechtliche Grenzen verlaufen.23 Die vorliegende Arbeit
will hierauf Antworten geben sowie darüber hinaus Ansätze für eine Fortentwick-
lung der Gesetzgebung aufzeigen. Damit versteht sie sich als Beitrag zur Gesetzge-
bungswissenschaft (§ 2).

Am Anfang steht die Bestimmung der Krisengesetzgebung (§ 1), deren erste
Komponente der Rechtswissenschaft größere Schwierigkeiten bereitet als die
zweite. Eine Untersuchung zu Krisen muss sich des mit diesen verbundenen Kon-
fliktpotenzials bewusst sein. Der subjektive, durch Wertungen geprägte Charakter
des Krisenbegriffs ermöglicht aufgrund seiner Offenheit ganz unterschiedliche In-
terpretationen durch den jeweiligen Betrachter. Damit ruft er Spannungen, Kontro-
versen und nicht selten emotional aufgeladene Reaktionen hervor. Eine trenn-
scharfe, wertneutrale und unangreifbare Definition von Krisen scheint kaum mög-

22 S. dazu die Einschätzung von Haguenau-Moizard, The French Antiterrorist Bill: A Permanent
State of Emergency, 9.8.2017, http://verfassungsblog.de.

23 Vgl. allgemein zu Entformalisierungs- und Entparlamentarisierungsprozessen Ruffert, DVBl
2002, 1145 (1149).
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lich.24 Vor diesem Hintergrund drängt es sich auf, den Krisenbegriff nicht auf
politische, wirtschaftliche oder andere fachspezifische Verständnisse zu stützen.
Um subjektive Wertungen weitestgehend auszuschließen, hat die Begriffsbestim-
mung unter Berücksichtigung sprachwissenschaftlicher Erkenntnisse vielmehr am
gewöhnlichen Wortsinn anzusetzen. Besonderes Augenmerk gilt der Frage, wel-
chen Einfluss subjektive Wertungen und die Deutungsmacht über Krisen haben
können und wie diese rechtlich zu erfassen sind. Das Konfliktpotential von Krisen
wird vorliegend außerdem bereits dadurch entschärft, dass es nicht darum geht –
und mangels entsprechender Regelungen auch gar nicht darum gehen kann –, dem
Krisenbegriff selbst normative Folgen zu entnehmen. Dieser wird vielmehr als fak-
tischer Begriff verwendet, der vorrangig einen heuristischen Zweck erfüllt. Krisen
dienen als Ausgangspunkt, um Phänomene in der Gesetzgebung in den Blick zu
nehmen, die konzentriert in derartigen Sondersituationen auftreten, diesen jedoch
nicht zwingend exklusiv zu eigen sind. Damit lassen sich ebenfalls Erkenntnisse für
die allgemeine Gesetzgebung gewinnen.

24 Vgl. Starn, in: Jänicke (Hrsg.), Politische Systemkrisen, 1973, S. 52 (60): „‚Krise‘ ist ein alter Be-
griff und nur so exakt oder hilfreich, wie die Anwendungen, die er erfährt; wegen der vielen mögli-
chen Anwendungsformen läßt er sich auch durch noch so viele Definitionsversuche und Differenzie-
rungen nicht eindeutig bestimmen“, s. a. S. 64 f.; Schulze, Krisen, 2011, S. 19.



§ 1 Krisenbewältigung im Gesetzgebungsverfahren der Normallage

Als Krisengesetzgebung wird vorliegend die Gesetzgebung verstanden, mit der auf
eine Krise reagiert wird. Damit bedarf es einer zweifachen Konkretisierung: Zum
einen ist der Krisenbegriff näher zu konturieren (I.). Zum anderen ist die in den
Blick genommene Gesetzgebung einzugrenzen; im Interesse praxisrelevanter Er-
kenntnisse wird hier lediglich die in Deutschland zur Krisenbewältigung gewählte
Gesetzgebung gemäß Art. 76 ff. GG betrachtet (II.). Auf dieser Grundlage lässt sich
die Krisengesetzgebung weiter ausdifferenzieren (III.).

I. Der Krisenbegriff

Eine verfassungsrechtliche Bewertung der Krisengesetzgebung erfordert es, den
Begriff der Krise objektiviert zu entfalten und ihn für den Kontext der Gesetzge-
bung handhabbar zu machen. Entscheidend sind daher die Charakteristika von
Krisen, die auf die Gesetzgebung einwirken können. Ein hieran orientierter Krisen-
begriff kann als faktischer Begriff den Ausgangspunkt für die Bewertung von Phä-
nomenen der Gesetzgebung bilden, die in Krisensituationen konzentriert auftreten.
Anzusetzen ist bei der Begriffsgeschichte (1.). Auf ihrer Grundlage können die
maßgeblichen Merkmale des Krisenbegriffs für die Gesetzgebung identifiziert wer-
den (2.). Diese weisen eine deutliche subjektive Prägung auf, mit der ein Manipula-
tions- und Missbrauchspotenzial einhergeht (3.).

1. Die Entwicklung des Krisenbegriffs

Der Begriff Krise wird heute als Schlagwort geradezu inflationär gebraucht1 und er-
streckt sich mittlerweile auf fast alle Lebensbereiche.2 Dementsprechend haben sich
bereits verschiedene wissenschaftliche Disziplinen aus vielfältigen Perspektiven
Krisen gewidmet, beispielsweise die Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, speziell
die Politikwissenschaft,3 die Geschichtswissenschaft,4 in jüngerer Zeit vermehrt die

1 Vgl. zum Gebrauch in der Historiografie Starn, in: Jänicke (Hrsg.), Politische Systemkrisen,
1973, S. 52 (61).

2 Koselleck, Begriffsgeschichten, 2006, S. 203; s. a. Wengeler/Ziem, in: Wengeler/Ziem (Hrsg.),
Sprachliche Konstruktionen von Krisen, 2013, S. 1 (3); Schulze, Krisen, 2011, S. 19; Böckenförde, in:
Michalski (Hrsg.), Über die Krise, 1986, S. 183 (183), mit Beispielen; Narr, in: Jänicke (Hrsg.), Herr-
schaft und Krise, 1973, S. 224 (224); Preuß, in: Kadelbach/Günther (Hrsg.), Europa: Krise, Umbruch
und neue Ordnung, 2014, S. 113 (114).

3 S. etwa Jänicke, in: Jänicke (Hrsg.), Politische Systemkrisen, 1973, S. 14, ff.; sowie die Beiträge in
Jänicke (Hrsg.), Herrschaft und Krise, 1973.

4 S. etwa Starn, in: Jänicke (Hrsg.), Politische Systemkrisen, 1973, S. 52, ff.
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Kultur- und Sprachwissenschaften.5 Begünstigt durch die abweichenden Blickwin-
kel und Kontexte der unterschiedlichen wissenschaftlichen Disziplinen, weist der
Krisenbegriff nach wie vor eine beachtliche Varianz und damit Unschärfe auf.6

Ursprünglich stand der Begriff krisis in der griechischen Sprache für eine end-
gültige, unwiderrufliche Entscheidung7 und implizierte zugespitzte Alternativen,
die keine Revision zuließen – wie Leben oder Tod, Erfolg oder Scheitern.8 Von Be-
ginn an umfasste der Begriff eine zeitliche Dimension und implizierte Zeitnot, so
dass in den allermeisten Fällen mit dem Wortgebrauch das Bewusstsein der Unge-
wissheit verbunden wurde und der Zwang zur Voraussicht, um ein Unglück zu ver-
meiden oder Rettung zu erlangen.9 In seinem griechischen Ursprung kann der Be-
griff Krise also im Sinne eines Zwanges zum Entscheiden und Handeln unter Zeit-
druck verstanden werden.10

Eine große Bedeutung gewann der Begriff schnell in der Medizin.11 Als Krise
wurde die kritische Phase einer Krankheit verstanden, „in der der Kampf zwischen
Tod und Leben endgültig ausgetragen wurde, in der die Entscheidung fällig, aber
noch nicht gefallen war“.12 Vom medizinischen Wortgebrauch gingen dann ab dem
17. Jahrhundert wiederum Analogieschlüsse in anderen Lebensbereichen aus.13 Der
Begriff wurde erweitert und schließlich praktisch für jede Zeit brauchbar gemacht,
die durch Probleme und Spannungen gekennzeichnet war.14

5 S. etwa den Überblick bei Wengeler/Ziem, in: Wengeler/Ziem (Hrsg.), Sprachliche Konstruktio-
nen von Krisen, 2013, S. 1 (3).

6 Vgl. Starn, in: Jänicke (Hrsg.), Politische Systemkrisen, 1973, S. 52 (60), s. a. S. 64 f.; Schulze, Kri-
sen, 2011, S. 19.

7 S. Starn, in: Jänicke (Hrsg.), Politische Systemkrisen, 1973, S. 52 (52); Schulze, Krisen, 2011,
S. 55.

8 Koselleck, Begriffsgeschichten, 2006, S. 203; s. a. Jänicke, in: Jänicke (Hrsg.), Politische System-
krisen, 1973, S. 14 (33).

9 Koselleck, Begriffsgeschichten, 2006, S. 204.
10 Jänicke, in: Jänicke (Hrsg.), Politische Systemkrisen, 1973, S. 14 (33); Koselleck, Begriffsge-

schichten, 2006, S. 213; s. a. Thom, in: Michalski (Hrsg.), Über die Krise, 1986, S. 30 (32); Hermann,
in: Jänicke (Hrsg.), Herrschaft und Krise, 1973, S. 44 (51); Deutsch, in: Jänicke (Hrsg.), Herrschaft und
Krise, 1973, S. 90 (91), jeweils aus politikwissenschaftlicher Perspektive.

11 Starn, in: Jänicke (Hrsg.), Politische Systemkrisen, 1973, S. 52 (53); s. a. Koselleck, Begriffsge-
schichten, 2006, S. 204; Schulze, Krisen, 2011, S. 55; Jänicke, in: Jänicke (Hrsg.), Herrschaft und Krise,
1973, S. 10 (11), der auf eine lange Verwendung ebenfalls in der Politologie verweist.

12 Koselleck, Begriffsgeschichten, 2006, S. 204; s. a. Preuß, in: Kadelbach/Günther (Hrsg.), Europa:
Krise, Umbruch und neue Ordnung, 2014, S. 113 (114).

13 S. Starn, in: Jänicke (Hrsg.), Politische Systemkrisen, 1973, S. 52 (54), s. a. S. 64 f.; Koselleck, Be-
griffsgeschichten, 2006, S. 205; Schulze, Krisen, 2011, S. 55. Auch in der Gegenwart werden oftmals
noch Metaphern und Analogien zur Medizin gebraucht; s. zur Finanzkrise die Beispiele bei Parr, in:
Wengeler/Ziem (Hrsg.), Sprachliche Konstruktionen von Krisen, 2013, S. 289 (292); s. a. Schorkopf,
VVDStRL 71 (2012), 183 (188).

14 Starn, in: Jänicke (Hrsg.), Politische Systemkrisen, 1973, S. 52 (54).
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2. Die maßgeblichen Krisenmerkmale

An der Begriffsgeschichte lassen sich verschiedene Charakteristika von Krisen ab-
lesen. Auffällig ist insbesondere die zweifache zeitliche Prägung des Krisenbegriffs:

Charakteristisch für eine Krise als Zustandsveränderung ist zum einen der
Zwang zur schnellen Entscheidung und zum zügigen Handeln.15 Teilweise wird in
diesem Zusammenhang auch das Überraschungsmoment16 explizit gemacht, aus
dem die Zeitnot in der Regel resultiert. Dieses spielt insbesondere in der Theorie
der internationalen Beziehungen in der Politikwissenschaft eine wichtige Rolle,17

die aus einer rechtswissenschaftlichen Perspektive das Außenverfassungsrecht be-
trifft.

Aufgrund des Entscheidungsdrucks, der in einer Krise herrscht, stellt sich diese
zum anderen selbst als eine temporal begrenzte Phase dar. Der Krisenbegriff öffnet
damit eine eigene zeitliche Perspektive: Hiernach geht der Krise eine gute Vergan-
genheit voraus, sie selbst zeichnet einen Verfall nach, so dass die Gegenwart die ent-
scheidende Übergangszeit markiert und für die Zukunft eine Wahl zwischen Alter-
nativen erfordert.18 Eine qualitative Bewertung der verschiedenen Zeitabschnitte ist
allerdings nicht immer möglich. Auf den ersten Blick werden Krisen zwar in der
Regel als negative beziehungsweise unerwünschte Zustandsveränderungen bewer-
tet.19 Auf den zweiten Blick offenbaren sich jedoch häufig positive mittelbare Wir-
kungen,20 wie etwa das in der Ökonomie verbreitete Verständnis von Krisen als Ge-
neratoren des Fortschritts verdeutlicht.21 Unmittelbare und mittelbare Folgen kön-
nen also unterschiedlich zu bewerten sein. Das Potenzial für positive, längerfristige
Wirkungen hängt dabei entscheidend von der erfolgreichen Bewältigung der Ursa-
chen der als negativ empfundenen Krisenerscheinungen ab. Darüber hinaus ist
ebenfalls die Perspektive auf die Krise entscheidend. Beispielsweise kann eine Krise
in der Politik der Opposition insofern gelegen kommen, als sie diese für ihre Kritik
an den Regierenden nutzen kann.

15 S. a. Schorkopf, VVDStRL 71 (2012), 183 (185).
16 Zum „Schicksalsbezug“ s. Schorkopf, VVDStRL 71 (2012), 183 (184).
17 S. dazu Jänicke, in: Jänicke (Hrsg.), Politische Systemkrisen, 1973, S. 14 (33), m. w. N.; Her-

mann, in: Jänicke (Hrsg.), Herrschaft und Krise, 1973, S. 44 (51); Deutsch, in: Jänicke (Hrsg.), Herr-
schaft und Krise, 1973, S. 90 (91).

18 Habscheid/Koch, LiLi 44 (2014), 5 (8); vgl. a. Schorkopf, VVDStRL 71 (2012), 183 (184).
19 Dies gilt ebenso für Störungen und Katastrophen; s. Habscheid/Koch, LiLi 44 (2014), 5 (7).
20 Vgl. a. Schorkopf, VVDStRL 71 (2012), 183 (184), m. w. N.
21 Koselleck, Begriffsgeschichten, 2006, S. 211, m. w. N.; s. a. Thom, in: Michalski (Hrsg.), Über die

Krise, 1986, S. 30 (37), zum biologischen Fortschritt. Interessant ist insofern auch die sprachwissen-
schaftliche Erkenntnis, dass die Begriffe „Zukunft“ und „Wachstum“ in Diskursen zu wirtschaftlichen
Krisen von besonderer Relevanz sind; s. dazu Wengeler/Ziem, LiLi 44 (2014), 52 (58). S. a. Jänicke, in:
Jänicke (Hrsg.), Herrschaft und Krise, 1973, S. 10 (10), zu einem optimistischen politologischen Kri-
senbegriff i. S. d. Chance einer umfassenden Systemtransformation. Im Kontext der europäischen In-
tegration Kadelbach, in: Kadelbach/Günther (Hrsg.), Europa: Krise, Umbruch und neue Ordnung,
2014, S. 9 (9); Hatje, in: Kadelbach/Günther (Hrsg.), Europa: Krise, Umbruch und neue Ordnung,
2014, S. 73 (73): Krisen als Motor der europäischen Integration.



§ 1 Krisenbewältigung im Gesetzgebungsverfahren der Normallage 9

Vor dem Hintergrund der Bewertungsschwierigkeiten hat sich vielfach eine Be-
griffsbeschreibung durchgesetzt, die anstelle qualitativer Einordnungen Ausnah-
mesituation und Normallage einander gegenüberstellt. Aus dem Gegensatz von Re-
gel (im Sinne des Normalen) einerseits und Ausnahme andererseits folgt eine mo-
difizierte zeitliche Beschreibung: Die Krise selbst ist danach in ihrem gedanklichen
Ausgangspunkt ein vorübergehender Zustand, der einem als regulär betrachteten
Zustand nachfolgt,22 selbst durch die Abwesenheit der Normallage geprägt wird23

und als bewältigt gilt, sobald die Rückkehr zu (einer – gegebenenfalls neuen –) Nor-
malität gelingt.24 Obwohl auch diese Abgrenzung nicht immer zweifelsfrei möglich
ist25 und ebenfalls in erheblichem Maße Wertungen unterliegt, wird die öffentliche
und fachliche Diskussion etwa zur europäischen Finanz- und Staatsschuldenkrise
deutlich durch den Gedanken der Re-Normalisierung und entsprechende Begriff-
lichkeiten geprägt26.27

Damit lässt sich festhalten, dass Grundlage einer Krise eine Zustandsverände-
rung ist, die als negativ und/oder bedrohlich empfunden wird. Nach dem griechi-
schen Begriffsursprung werden Krisen einerseits durch einen Zwang zu weitrei-
chenden Entscheidungen geprägt; andererseits ist die (aus einem Überraschungs-
moment folgende) Zeitnot wesentlich, in der ein Entschluss getroffen werden muss.
Hieraus resultieren oftmals Unsicherheiten im Entscheidungszeitpunkt. Eine Krise
stellt in der zeitlichen Perspektive eine Ausnahme vom Normalzustand dar: Ein sol-
cher ging ihr voraus und zu einem solchen sollen die zu treffenden Entscheidungen
zurückführen, um die Krise zu beenden.

22 S. Thom, in: Michalski (Hrsg.), Über die Krise, 1986, S. 30 (32); s. a. Narr, in: Jänicke (Hrsg.),
Herrschaft und Krise, 1973, S. 224 (224).

23 Böckenförde, in: Michalski (Hrsg.), Über die Krise, 1986, S. 183 (183); s. a. Narr, in: Jänicke
(Hrsg.), Herrschaft und Krise, 1973, S. 224 (224).

24 S. Parr, in: Wengeler/Ziem (Hrsg.), Sprachliche Konstruktionen von Krisen, 2013, S. 289 (289);
vgl. a. Schorkopf, VVDStRL 71 (2012), 183 (184).

25 Vgl. zur Relativität des Normalen Schulze, Krisen, 2011, S. 82.
26 Parr, in: Wengeler/Ziem (Hrsg.), Sprachliche Konstruktionen von Krisen, 2013, S. 289 (291).
27 An dem Begriffspaar des Normalen und der Ausnahme setzt teilweise auch die Abgrenzung ei-

ner Krise von einer Katastrophe an. Die Katastrophe wird dann als eine Krise ohne Möglichkeit der
Re-Normalisierung definiert; dieser unterschiedlichen Bedeutung entsprechend werden die beiden
Begriffe zum Teil ebenfalls in der öffentlichen und fachlichen Diskussion gebraucht; s. Parr, in: Wen-
geler/Ziem (Hrsg.), Sprachliche Konstruktionen von Krisen, 2013, S. 289 (293), im Kontext der euro-
päischen Finanzkrise sowie der Naturkatastrophe von Fukushima 2011. Oftmals wird der Begriff der
Krise allerdings auch gepaart oder äquivalent mit demjenigen der Katastrophe verwendet; s. die Bei-
spiele bei Parr, in: Wengeler/Ziem (Hrsg.), Sprachliche Konstruktionen von Krisen, 2013, S. 289, ff.
Störungen, Krisen und Katastrophen unterscheiden sich jedenfalls in ihrer (zunehmenden) Intensität
und – daraus resultierend – in ihren Verlaufsformen; s. Habscheid/Koch, LiLi 44 (2014), 5 (7). Auch
insoweit dürfte eine trennscharfe Abgrenzung jedoch kaum möglich sein. Zur Krise als Potentialität
einer extremen Konfliktform Jänicke, in: Jänicke (Hrsg.), Politische Systemkrisen, 1973, S. 14 (33),
m. w. N. S. a. Parr, in: Wengeler/Ziem (Hrsg.), Sprachliche Konstruktionen von Krisen, 2013, S. 289
(300); Thom, in: Michalski (Hrsg.), Über die Krise, 1986, S. 30 (30): im Gegensatz zur Katastrophe
bleibe in einer Krise trotz Funktionsstörungen die Struktur intakt; die Krise kündige oftmals die Ka-
tastrophe an.
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3. Die Gefahr der Instrumentalisierung

Krisen bieten einen willkommenen Anlass, die Bevölkerung von der Notwendig-
keit weitreichender Veränderungen zu überzeugen. Im anglo-amerikanischen
Sprachraum hat sich etwa der Ausspruch “never waste a good crisis” eingebürgert,
denn Krisen eröffnen der Politik ein besonderes Gestaltungspotenzial. Dies zeigt
sich beispielhaft an ihrer Begünstigung einer Politikbeendigung, der bewussten
Einstellung und Beendigung staatlicher Aufgaben, Organisationen, politischer In-
halte oder Programme, die im politischen Alltag regelmäßig auf Widerstände und
Schwierigkeiten stößt: Die Politik sieht sich unter normalen Umständen leicht dem
Vorwurf ausgesetzt, zuvor den falschen Weg beschritten zu haben; außerdem kön-
nen institutionelles Beharrungsvermögen und organisatorische Eigendynamiken
Handlungsspielräume einengen.28 In Krisen ist der potenzielle Widerstand gegen-
über Veränderungen geringer.

Die hiermit einhergehende Gefahr der Instrumentalisierung von Krisen für poli-
tische Zwecke wird durch den subjektiven Charakter des Krisenbegriffs29 noch ver-
stärkt. Denn dieser ermöglicht es bestimmten Akteuren, das Krisenverständnis zu
prägen.30 Die Sprachwissenschaft verweist darauf, dass der Krisenbegriff als Meta-
pher der gesellschaftlichen Selbstbeschreibung eine wirkungsvolle Gestalt erst durch
seine öffentlich-mediale Vermittlung gewinnt.31 Die Entstehung, Begründung und
Aufrechterhaltung einer Krise wird maßgeblich geprägt durch ihre Beschreibung
etwa in der Medienöffentlichkeit, der Politik und den Wissenschaften.32 Dadurch,
dass der Begriff bestimmte kulturelle und politische Konnotationen mit sich bringt,
beeinflusst er die Wahrnehmung und Bewertung des als Krise bezeichneten Ereig-
nisses beziehungsweise Zustandes.33 In der öffentlichen Kommunikation ist der Kri-
senbegriff gerade aufgrund seines diagnostischen Charakters wirkungsvoll einsetz-
bar: Er impliziert den Appell, Entscheidungen zu treffen und zu handeln.34 Der Ge-

28 Jantz/Veit, Gutachten (Bertelsmann Stiftung): Bessere Rechtsetzung durch Befristungs- und
Evaluationsklauseln?, 2010, S. 14 f., 18.

29 S. a. Gurr, in: Jänicke (Hrsg.), Herrschaft und Krise, 1973, S. 64 (65).
30 Vgl. Thom, in: Michalski (Hrsg.), Über die Krise, 1986, S. 30 (31); zur Bedeutung ihrer Per-

zeption für die Krise Narr, in: Jänicke (Hrsg.), Herrschaft und Krise, 1973, S. 224 (226). Zur Rela-
tivität auch des Normalen als Ausgangspunkt der Krisenbestimmung s. Schulze, Krisen, 2011,
S. 104.

31 Habscheid/Koch, LiLi 44 (2014), 5 (7), nach denen Gleiches auch für die Begriffe der Katastro-
phe und der Störung gelte; s. a. Schulze, Krisen, 2011, S. 37.

32 Habscheid/Koch, LiLi 44 (2014), 5 (6), m. w. N.; s. a. Wengeler/Ziem, LiLi 44 (2014), 52 (52);
Wengeler/Ziem, in: Wengeler/Ziem (Hrsg.), Sprachliche Konstruktionen von Krisen, 2013, S. 1 (1);
Maeße, in: Wengeler/Ziem (Hrsg.), Sprachliche Konstruktionen von Krisen, 2013, S. 85 (85); Schulze,
Krisen, 2011, S. 76, der Krisen als Konstruktionen ihrer Betrachter bezeichnet.

33 Habscheid/Koch, LiLi 44 (2014), 5 (8), m. w. N.
34 Habscheid/Koch, LiLi 44 (2014), 5 (8); s. a. Starn, in: Jänicke (Hrsg.), Politische Systemkrisen,

1973, S. 52 (60); Schorkopf, VVDStRL 71 (2012), 183 (188), im Kontext der Finanzkrise; vgl. a.
Schulze, Krisen, 2011, S. 62.
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